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VON HANS WINKLER

Gastbeitrag. Der Vorschlag, Coronatests an
Hausärzte auszulagern, stößt auf deutliche
Skepsis. Zehn Gründe, die dagegensprechen.

Ordis sind keine
Coronatestzentren
VON WOLFGANG WERNER

D ie Politik produziert im-
mer leicht „gute“ Ideen,
wenn es um die Auslage-

rung von schwierigen Aktivitäten
auf andere geht. So ist es auch
mit der Idee, Coronatestungen
an die Hausärzte zu delegieren.
Diese Überlegung stößt in der
mir bekannten Kollegenschaft
durchwegs auf deutliche Skepsis,
die mir als Bezirksärztevertreter
nahegebracht wurde. Es war üb-
rigens keine einzige positive Äu-
ßerung dabei! Zu den gesammel-
ten Bedenken:
1. Für die Austestung der Co-
vid-19-Verdachtsfälle müssten
eigene Räumlichkeiten in den
Ordinationen eingerichtet wer-
den, was nicht einfach ist, weil
unbenutzte Zimmer nicht ein-
fach so bereitstehen.
2. Die Testungen können nur au-
ßerhalb des regulären Ordina-
tionsbetriebs geschehen, damit
Kontakte zu nicht infizierten Per-
sonen vermieden werden.
3. Der persönliche Aufwand ist
sehr groß, weil die Schutzklei-
dung häufig gewechselt und ent-
sorgt werden muss! Allein für die
Entsorgung fehlt jegliche Infra-
struktur.
4. Da bei Testabnahme nicht klar
ist, ob der Proband infiziert ist,
muss die Schutzkleidung als kon-
taminiert betrachtet werden und
kann nicht einfach in den Colo-
niakübel entsorgt werden. Da
würde es bald größte Probleme
mit derMA48 geben.
5. Wer übernimmt die Haftung
für falsche Ergebnisse, wenn Pa-
tienten bei falsch positiven Tests
unberechtigt in Quarantäne sind
oder bei falsch negativen Ergeb-
nissen andere infizieren? Es wird
kolportiert, dass die beworbenen
Schnelltests nicht so genau sind.
6. Infektionsrisiko und -wahr-
scheinlichkeit für den Untersu-
cher sind hoch. Viele Kollegen
gehören zur Risikogruppe.
7. Die Untersucher müssen lau-
fend getestet werden, da täglich
Infektionenmöglich sind.
8. Bei positiver Testung muss die
Ordination für 14 Tage geschlos-
sen werden – wer bezahlt einen
solchen Ausfall insbesondere

wenn er länger dauert? Außer-
dem bedeutet die Schließung
einer Ordination den medizini-
schen Versorgungsausfall des da-
zugehörigen Versorgungsge-
biets – das in einer Zeit, in der
viele Ordinationen nicht nachbe-
setzbar sind.
9. Damit kurzfristig Testergebnis-
se ausgegeben werden können,
müssten die Labors teilweise
mehrmals täglich die Ordinatio-
nen anfahren. Schon vor Jahren
habe ich mich um so einen
Dienst bemüht, was aber immer
als organisatorisch und ökono-
misch undurchführbar galt.
10. Auch muss die Frage gestellt
werden, ob die Honorierung ad-
äquat zu diesen Risken ist.

Bezirkstestzentren errichten
Die Handhabung von Infektions-
krankheiten war immer schon
den dafür ausgerüsteten Spitals-
abteilungen vorbehalten, die seit
mehr als hundert Jahren Expertise
aufgebaut haben. Das ist nicht
Aufgabe der Niedergelassenen.

Meine Vorschläge als Alterna-
tive zu den Coronatests in Ordi-
nationen sind die Forcierung der
Ärztefunkdienst-Abnahmeteams,
die Einrichtung von eigenen Be-
zirkstestzentren, auch sollen die
PVEs herangezogen werden, die
mit namhaften Subventionen als
Spitalsvorlagerung und Spitals-
entlastung aufgebaut werden.

Die Drive-in-Abnahmestel-
len stellen eine hervorragende
Institution dar, weil die potenziell
Infizierten in der Abgeschlossen-
heit ihres Autos verbleiben und
die Testung im Freien erfolgt. Sie
sollen unbedingt ausgebaut wer-
den. Ich möchte nicht, dass über
uns drübergefahren wird und die
unangenehmen Dinge auf uns
abgewälzt werden, und gebe
nochmals zu bedenken, dass die
Infektion eines ordinationsfüh-
renden Kollegen im Rahmen sei-
ner Tätigkeit die Schließung sei-
ner Ordination bedeutet und den
Versorgungsausfall seines Ver-
sorgungsgebiets.
OMR Dr. Wolfgang Werner ist Arzt für
Allgemeinmedizin und Vizepräsident des
Österreichischen Hausärzteverbands.

E-Mails an: debatte@diepresse.com

PIZZICATO

Notorious RBG
E ine Richterin als Heldenfigur, als Ikone, als Popstar: Ein Phäno-

men in autoritären Regimen, wo sie alsbald selbst im Gefängnis
landen würde – oder in extrem polarisierten Demokratien wie in
Trumplandia. „RBG, RBG“, skandierten Hunderte nach dem Able-
ben der 87-jährigen Ruth Bader Ginsburg nach heroischem Kampf
gegen den Krebs vor demObersten Gerichtshof inWashington.

Die Initialen RBG – oder Notorious RBG in Anlehnung an einen
Rapper – wurden zur Trademark, die Doyenne am Supreme Court
geriet zur Devotionalie und avancierte zum Objekt von Filmen und
sogar einer Oper. Gerichtssaaldrama à la USA. Bader Ginsburg
wusste selbst nicht, wie ihr geschah – eine zierliche Opernliebha-
berin als Kultfigur einer jugendlichen Fangemeinde mit Hip-Hop-
Touch. Fehlte eigentlich nur noch dasModelabel RBG.

Mit Antonin Scalia, ihrem konservativen Kollegen am Höchst-
gericht, verband sie die Herkunft aus Brooklyn, die Leidenschaft für
die Juristerei und die Liebe zur Oper. Dass die linksliberale Jüdin
mit mütterlichen Wurzeln in der Waldheimat Österreich und der
italo-amerikanische Katholik Silvester gemeinsam feierten, war ein
Ritual und eine Reminiszenz an das, was Amerika als Grundidee
ausmacht; an ein Amerika, wie es sich Norman Rockwell ein wenig
kitschig und schönfärberisch-idyllisch ausgemalt hat. (vier)

Reaktionen an: thomas.vieregge@diepresse.com

LESERPOST
Leserbriefe bitte an:
Die Presse, Hainburger Straße 33,
A-1030 Wien oder an
leserbriefe@diepresse.com

Politikern fehlt
Gespür für Zahlen
„Einen Sparkurs soll es nicht geben“
von Anna Thalhammer, 17. 9.
Ihr Artikel zum Budget 2021 illu-
striert perfekt, wie den Politikern
dieses Landes jedes Gespür für
Zahlen und Zusammenhänge
fehlt. Das Land steht vor der größ-
ten Krise seit 1945, und ÖVP und
Grüne diskutieren über „1-2-3-Ti-
ckets“ und 25Mio. Euro für das
Außenministerium. Das Loch im
Staatssäckel geht dagegen in die
Milliarden. EineMilliarde klingt
zwar sehr ähnlich wie eineMio., ist
aber immer noch 1000-mal mehr.

Die größte Ausgabenposition
des Staats sind übrigens die circa
25Mill. (!) Euro, die er – zusätzlich
zu den Sozialversicherungsbeiträ-

gen derWerktätigen – jedes Jahr
für Pensionen ausgibt. Neun von
zehn Corona-Toten in Österreich
waren älter als 65 Jahre. Lockdown
und Begleitmaßnahmen dienten
vor allem dazu, die ältere Genera-
tion zu schützen. Nunmuss disku-
tiert werden, wie die Pensionisten
Solidarität mit den Jungen zeigen
können, damit diese nicht bis in
alle Ewigkeit die Coronaschulden
abstotternmüssen.
Christian Gattringer, 1070 Wien

Bundesverfassung
sollte angepasst werden
„Das langsame und das schnelle
Recht“, LA von Rainer Nowak, 19. 9.
In Ihrem Leitartikel haben Sie zwar
viele unserer Praxisprobleme er-
wähnt, aber sich nicht eindringlich
zu einer zu ändernden Bundes-
verfassung bekannt. So stolz man
auf die Gültigkeit der Verfassung
seit hundert Jahren (mit ganz
wenigen Änderungen) ist, so sollte
sie doch den heutigen Gegeben-
heiten angepasst werden. Dazu
gehört auch die Rechtsprechung

unserer Gerichte, welche oft nicht
völlig objektiv geschieht.

Warumwurden vomÖster-
reich-Konvent zur grundlegenden
Verfassungs- und Staatsreform vor
15 Jahren nur ganz wenige Vor-
schläge umgesetzt?
Gerhard O. Pascher, 3033 Altlengbach

Jubiläummit
höchstmöglicher Qualität
Zur „Presse“-Jubiläumsausgabe aus
Anlass des 30. Geburtstag des
„Rechtspanoramas“, 19. 9.
Die Jubiläumsausgabe erreicht die
höchstmögliche Qualität, die eine
Tageszeitung abliefern kann. Die
Thematik Rechtsstaatlichkeit/Ver-
fassung wurde auch für den Nicht-
juristen – wiemich – zu einer
spannendenMaterie gemacht. Der
informative Beitrag von H. Fischer
zur Verfassungsgeschichte sowie
die aktuellen Empfehlungen im
Leitartikel von R. Nowak und im
Gastbeitrag von A. Rohrer geben
den politischen Rahmen vor.

Besonders gut gelungen ist
diesmal die Einbindung von

Sterben darf kein
Geschäftsmodell sein
Gastkommentar. Ausbau von Hospizbetreuung und Palliativmedizin als
wirksame Alternative zum Druck auf Sterbehilfe als Normalität.

A ls ich einem Bekannten er-
zählte, dass ich hier über
die bevorstehende Ent-

scheidung des Verfassungsge-
richtshofs zur „Sterbehilfe“ schrei-
ben und mich entschieden dage-
gen aussprechen würde, das gel-
tende Verbot aufzuheben, meinte
er sehr ernst: „Ja, ein schwieriges
Thema, das im gelebten Leben im-
mer anders aussieht als in der Vor-
stellung. Ein naher Angehöriger
starb acht qualvolle Monate lang
im Hospiz . . .“ Auf meine Frage,
ob er für einen schnellen Tod ge-
sorgt hätte, wenn es möglich bzw.
erlaubt gewesen wäre, war seine
Antwort: „Nein, hätte ich nicht,
aber er selbst hatte es ursprünglich
für sich selbst so gewollt. Es kam
nicht so, gute Schmerztherapie
machte das Ende ein wenig leich-
ter. Es war seine Entscheidung.“

In diesem alltäglichen Fall sind
die Probleme genannt und die Fra-
gen gestellt, um die es geht, wenn
amDonnerstag der Verfassungsge-
richtshof eine öffentliche Verhand-
lung darüber abhält, ob die Para-

grafen 77 (Tötung auf Verlangen)
und 78 (Mitwirkung am Selbst-
mord) Strafgesetzbuch (StGB) ver-
fassungsgemäß sind. Der Antrag
wurde von der Österreichischen
Gesellschaft für ein humanes Le-
bensende, zwei Schwerkranken
und einem Arzt gestellt. Das ei-

gentliche Ziel ist der Paragraf 78,
der lautet: „Wer einen anderen
dazu verleitet, sich zu töten, oder
ihm dazu Hilfe leistet, ist mit Frei-
heitsstrafe von 6 Monaten bis zu 5
Jahren Haft zu bestrafen.“

Der Schutz des menschlichen
Lebens vom Beginn bis zu seinem
natürlichen Ende gehört zu den
grundlegenden Bausteinen der ös-
terreichischen Rechtsordnung.
Darüber herrscht breiter gesell-

schaftlicher und politischer Kon-
sens. Er äußerst sich auch in
einem breit ausbauten System
menschenwürdiger Betreuung
pflegebedürftiger Personen. Ein
jüngstes Beispiel dafür ist das Bur-
genländische Sozialhilfegesetz, das
sogar die Anstellung pflegender
Angehöriger bei einer Gesellschaft
des Landes ermöglicht. Die parla-
mentarische Enquete-Kommission
„Würde am Ende des Lebens“ hat
sich im Jahr 2015 auf diesen gesell-
schaftlichen Grundkonsens beru-
fen und einen umfassenden Aus-
bau der Hospiz- und Palliativver-
sorgung gefordert.

Der hohe Wert, den die Gesell-
schaft dem Schutz und der Bewah-
rung des menschlichen Lebens zu-
misst, wird auch durch das Straf-
recht dokumentiert, das die Mit-
wirkung an der vorsätzlichen Be-
endigung des Lebens und auch die
Verleitung dazu unter Strafe stellt.
Letzteres ist eine nur in Österreich
geltende Bestimmung, die aber
nicht ohne Absicht ins neue
Strafrecht aufgenommen wur-
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Dürfen folglich nur
Frauen über
Frauen, Männer
über Männer, Alte
über Alte und Junge
über Junge
schreiben?

QUERGESCHRIEBEN
VON ANDREA SCHURIAN

Scharfrichter und Tugendwächter
in den sozialen Medien
Abkanzelungskultur ist, links wie rechts, offenbar eine echte Wachstumsbranche.
Das zeigen auch die Reaktionen auf „Cuties“ und den neuen Krimi von J. K. Rowling.

F reiheit der Kunst – guter wie
schlechter – war einmal ein hohes
Gut, für das Kunstschaffende und

Intellektuelle auf die Barrikaden stiegen.
Jetzt steigt man auf die virtuellen Barrika-
den, um zu verbieten, was nicht den ei-
genen moralischen Ansprüchen genügt:
Bilder werden abgehängt, Ausstellungen
boykottiert, Filme mit Bann belegt, Bü-
cher digital verbrannt. Das gab es schon
alles, in extremster Ausprägung im Natio-
nalsozialismus und anderen totalitären
Systemen. Später wüteten die (meist im
reaktionären Lager angesiedelten) Kul-
turfeinde gegen die Aktionisten; luden
anlässlich Thomas Bernhards „Helden-
platz“-Premiere Mist vor
dem Burgtheater ab; störten
Romeo Castelluccis Jesus-
Stück „Über das Konzept
des Angesichts von Gottes
Sohn“ mit Pfeifkonzerten;
verteufelten Martin Scorse-
ses Film „Die letzte Versu-
chung Christi“, liefen gegen
Fotos des homosexuellen
Fotografen Robert Mapple-
thorpe Sturm etc. Neuer-
dings kommt der Kunst- und
Bildersturm aber oft von der eher links
verorteten Wokeness-Bewegung, also
von jenen woken (= wachen) Menschen,
die Diskriminierung von Minderheiten,
Intoleranz, Rassismus bekämpfen. In der
Wahl der Waffen sind sie allerdings nicht
gerade zimperlich.

„J. K. Rowling ist von uns gegangen.
RIP“: Letzte Woche geisterte die Nachricht
vom Tod der Harry-Potter-Erfinderin
Joanne K. Rowling durch die Twitterwelt
und auch, dass Rowlings Ableben von de-
ren Angehörigen bestätigt worden sei.

A usgelöst wurde der Shitstorm
durch Rowlings neuestes Buch
rund um den Privatdetektiv Cor-

moran Strike, das sie unter ihrem Pseu-
donym Robert Galbraith kürzlich in
Großbritannien veröffentlicht hat. In
„Trouble Blood“ verkleidet sich ein Se-
rienkiller als Frau, ehe er ans Mordhand-
werk geht, die Unterwäsche der Opfer
dient seiner sexuellen Befriedigung. Das
sei transphob, lautet das twitteröse To-
desurteil über die Autorin und deren Plot
(der an Brian De Palmas Psychothriller
„Dressed to Kill“ aus den 1980ern erin-

nert, in demMichael Caine als psychopa-
thischer Therapeut mit blonder Perücke
und in Damenkleidern sein mörderi-
sches Unwesen treibt).

D ürfen Transmenschen in der Li-
teratur (oder im Film) nie zu
Mördern gemacht werden und

wenn, dann nur von Transmenschen?
Dürfen folglich nur Frauen über Frauen,
Männer über Männer, Alte über Alte und
Junge über Junge schreiben? Dann wird
es bald ziemlich fad werden in der Kunst.

Vladimir Nabokovs 1955 erschiene-
ner Roman „Lolita“ landet wieder als
softpornografische Wixvorlage für Pädo-

phile auf dem Index, gleich
neben Sam Mendes’ Film
„American Beauty“ aus dem
Jahr 1999. Und neben „Cut-
ies“ (Originaltitel: „Mignon-
nes“). Beim Sundance-Film-
festival wurde er im Jänner
2020 ausgezeichnet, die jun-
ge, französische Regisseu-
rin, Maı̈mouna Doucouré,
mit senegalesischen Wur-
zeln hingegen erhält für die-
sen autobiografisch inspi-

rierten Film Morddrohungen. Eine halbe
Million Menschen hat bereits eine On-
linepetition unterzeichnet, dass Netflix
den Film sofort aus dem Programm neh-
men soll. Vielen (meist fundamentalreli-
giösen und -rechten) Cancel-Netflix-Pos-
tern und Doucouré-Hatern (m/w/*) hat
vermutlich die sensationsgeile Werbung
des Streamingdiensts gereicht, den Film
haben sie erst gar nicht gesehen. Schade.
Denn er thematisiert verstörend, irritie-
rend und einfühlsam die Sexualisierung
junger Mädchen ebenso wie die Unter-
drückung der Frauen in traditionellen
Gesellschaften. Die aus Senegal stam-
mende elfjährige Amy (herzzerreißend
gut gespielt von Fathia Youssouf) will
den muslimischen Familienregeln ent-
fliehen und wird zur geradezu besesse-
nen Twerk-Tänzerin in Hotpants und
bauchfreien T-Shirts.

Nein, die verslumten Vororte euro-
päischer Metropolen sind keine Safe
Spaces. So viel Realismus sollte (linken
wie rechten) Culture-Cancelern zumut-
bar sein.

E-Mails an: debatte@diepresse.com
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Dr. Andrea Schurian
ist freie Journalistin.
Die ehemalige ORF-
Moderatorin („Kunst-
Stücke“, „ZiB-Kultur“)
gestaltete zahlreiche
filmische Künstler-
porträts und leitete
zuletzt neun Jahre das
Kulturressort der
Tageszeitung „Der
Standard“. Seit Jän-
ner 2018 ist sie Chef-
redakteurin der jüdi-
schen Zeitschrift
„NU“.

Morgen in
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Karl-Peter Schwarz
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Experten in Form von Koopera-
tionsbeiträgen (welche ich fall-
weise als Werbeeinschaltungen
überblättere); herauszuheben –
ohne andere abzuwerten – das
Interview „Mit Maß und Ziel“ von
Christian Bauer zu den Gefahren
der Überregulierung sowie der
Beitrag „Der Rechtsstaat in Zeiten
von Covid-19“ von Kerstin Holzin-
ger mit der Kritik gegenüber
Bundeskanzler Kurz. Bildlich ge-
sprochen stelle ichmir aus gutem
Grund die „Presse“ vom Samstag
in den Bücherschrank direkt
neben das Buch von Roger de
Weck „Die Kraft der Demokratie“.
Dr. Gerhard Kratky, 2122 Riedenthal

DenWald vor lauter
Bäumen nicht sehen
„Wer Moria sagt, muss auchMum-
bai sagen. Oder?“, Quergeschrieben
von Anna Goldenberg, 17. 9.
Anna Goldenberg hat in ihrem
Kommentar gemeint, dass es keine
empirischen Belege für den viel
beschworenen Pull-Faktor in der
Migration gebe. Ich finde es eine

sehr eigenartige und zweifelhafte
„wissenschaftliche“ Herangehens-
weise, den Pulleffekt vom Pushef-
fekt beim ThemaMigration kom-
plett zu trennen, ohne die systemi-
sche Brille zu verwenden.

Dass es einen „wissenschaft-
lich nachgewiesenen“ Pusheffekt
im Gegensatz zum Pulleffekt gibt,
wie es unlängst von den Grünen in
einer TV-Diskussion dargelegt
wurde, ist ja – was den Pusheffekt
anbelangt – relativ logisch und
banal: Es sagt lediglich aus, dass
Migranten, die sich auf denWeg
machen, auch Gründe dafür
haben, die sie „pushen“. Dafür
brauchteman eigentlich keine
„wissenschaftliche“ Unter-
suchung, das hätte man auch so
gewusst. Sich auf die Reise zu
machen, ohne Gründe dafür zu
haben, wäre schon sehr eigenartig.
Manmacht sich umso eher auf die
Reise, wenn die Chancen steigen,
aufgenommen zu werden. Also
zuerst kommt der Pusheffekt und
wird natürlich logischerweise ver-
stärkt durch einen Pulleffekt. Also
einen Pulleffekt abzuleugnen,

finde ich einigermaßen eigenartig.
Die „wissenschaftliche“ Studie

möchte ich sehen, die hier einen
solchen Effekt falsifiziert. Wie hat
es der geniale Gregory Bateson so
schön erkannt und gesagt: Wenn
wir uns zu eng auf die Teile kon-
zentrieren, werden wir die not-
wendigen Charakteristika des
Ganzen nicht sehen. Odermit pro-
fanerenWorten gesagt: DenWald
vor lauter Bäumen nicht sehen.
DI Gerald Neukirchen, 1100 Wien

Diplomatisch eher
ungewöhnlich
„Schweiz: Hartes Urteil über
Bundesheer“, 18. 9.
Berns Verteidigungsministerin,
Viola Amherd, hat den Zustand
des österreichischen Bundesheers
schlichtweg als nicht funktions-
fähig bezeichnet. Nun kannman
der Aussage eines Sprechers des
österreichischen Verteidigungs-
ministeriums zustimmen, dass
diese Kritik eines Nachbarlands
diplomatisch eher ungewöhnlich
ist. Trotzdem trifft dieser Aus-

spruch der SchweizerMinisterin
leider dieWahrheit, die vor allem
in der jahrelangen Unterdotierung
des Heeres ihren Ursprung hat.
Dr. Klaus Marchesani, 1130 Wien

Die Sorglosigkeit der
jungen Leute
„Warum gehen die jungen Leute
nicht längst auf die Barrikaden?“,
Quergeschrieben v. C. Ortner, 18. 9.
Ortner hat in einigem recht, über-
sieht aberWesentliches: Es sind
vor allem die Alterskohorten zwi-
schen 15 und 34, in welchen die
Infektionen in den vergangenen
Wochen explodiert sind, dank der
Sorglosigkeit vieler junger Leute.
Und diese daraus resultierende
starke Zunahme der Covid-Infek-
tionen hat z. B. zur Reisewarnung
für Wien und Teile Österreichs ge-
führt. Nun sind die Jungen ja tat-
sächlich wenig gefährdet seitens
des Virus. Aber wenn durch das
Ausbleiben der Touristen Hotels
und GastbetriebeMitarbeitern
kündigen oder sogar zusperren,
dann gehen ja nicht nur diese Ein-

nahmen und Arbeitsplätze ver-
loren, sondern letztlich auch jene
der vielen Dienstleister und Zulie-
ferer in diesem Sektor. Dem Staat
entgehen Steuereinnahmen, und
gleichzeitig entstehen neue Kosten
für diverse Hilfsmaßnahmen, was
die Schuldenlast vergrößert. Man
muss es wohl klar sagen: Liebe
junge Leute, mit eurer Sorglosig-
keit gegenüber Corona leistet ihr
auch selbst einenmassiven Beitrag
zur Gefährdung eurer Zukunft.
Dr. Josef Greimler, 2560 Berndorf

DER AUTOR

Hans Winkler war langjähriger
Leiter der Wiener Redaktion der
„Kleinen Zeitung“.
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de. Menschen in einer extremen
Situation, wie es eine terminale
Krankheit nun einmal ist, sollen
vor gesellschaftlichem und indivi-
duellem Druck, ihrem Leben ein
Ende zu setzen, geschützt werden.
Leben versucht immer zu leben.
Das gilt für alte und terminal kran-
ke Menschen in einer spezifischen
Weise. Der Wunsch von Men-
schen, ihrem Leben ein Ende zu
setzen, ist in Wahrheit oft ein ver-
steckter Hilferuf nach Zuwendung,
nach seelischem Beistand und na-
türlich nach Linderung von
Schmerzen. Ein Suizidgefährdeter
will nicht dem Leben entrinnen,
sondern den Schmerzen.

Leben versucht immer zu leben
Von den Befürwortern der Aufhe-
bung des § 78 StBG wird damit ar-
gumentiert, dass er die Autonomie
und Selbstbestimmung des Men-
schen missachte. Es stellt sich aber
die Frage, ob eine Abschaffung der
Strafbestimmung wirklich zu mehr
Autonomie der Betroffenen führen
würde, wenn zwischen ihrer eige-
nen Lebenseinschätzung und den
vielleicht auch nur unausgespro-
chenen Erwartungen der Umge-
bung nicht die Grenze einer ge-
setzlichen Bestimmung steht. Das
Verbot der Beihilfe zum Selbst-
mord ist vomGesetzgeber nicht als
Schikane gegen Hilfsbereite ge-
dacht, sondern wohlweislich als
Schutz für besonders verletzliche
Menschen.

Durch organisierte Suizidbei-
hilfe werde „aus möglichen Grenz-
fällen ein regelhaftes, institutionali-
siertes Handeln“, argumentiert der
reformierte Theologe Ulrich Kört-
ner. Doch könnten Grenzfälle
„nicht vorweggenommen werden“
und würden auch darin Grenzfälle
bleiben, „dass sich aus ihnen keine
verallgemeinerbare Regel ableiten
lässt, die als ethische oder als
Rechtsnorm kodifiziert wird“. Für
die Beibehaltung der aktuellen
Rechtslage hat sich auch der Vor-
sitzende der Bischofskonferenz,
Erzbischof Franz Lackner, ausge-
sprochen. Geburt und Tod verlang-
ten „höchste moralische Stan-
dards“ und dürften „nicht dem
Kalkül allein menschlicher Interes-
sen und Bedürfnisse ausgeliefert
werden“.

Vom tatsächlich „gelebten Le-
ben“, wie es der erwähnte Bekann-
te formuliert, wissen die Men-
schen etwas zu sagen, die in Hos-
pizen arbeiten und Palliativstatio-
nen führen, und das sind in Öster-

reich vor allem Angehörige geistli-
cher Orden. Die beiden Vorsitzen-
den der Konferenz der Ordensge-
meinschaften, Erzabt Korbinian
Birnbacher und Schwester Fran-
ziska Bruckner, sagen es in drasti-
schen Worten: „Sterben ist kein
Geschäftsmodell!“ Nach christli-
cher Überzeugung lägen Lebens-
beginn und -ende „in Gottes
Hand“ und dürften nicht zum
„Spielball ökonomisch orientierter
Unternehmen oder pseudo-
humanistischer Argumentation
werden“.

Es sei kaum abschätzbar, sagen
die beiden Ordensleute, wie im Fall
einer Lockerung oder Aufhebung
des bestehenden Verbots aktiver
Sterbehilfe später „aus dem Ster-
ben-Dürfen ein Sterben-Müssen“
werde. Naheliegend sei jedoch die
Befürchtung, dass durch die juristi-
sche Öffnung auch ökonomische
Wünsche von Angehörigen oder
persönlicher Erwartungsdruck eine
Rolle spielen könnten. Die Praxis in
Hospizen zeige, dass die bestehen-
de Gesetzeslage ausreiche, um
schwierigen Situationenmit Empa-
thie und pflegerischer und medizi-
nischer Kompetenz in der Palliativ-
medizin zu begegnen.

Bevor das Deutsche Bundes-
verfassungsgericht im Februar das
erst 2015 eingeführte Verbot der
geschäftsmäßigen Sterbehilfe auf-
hob, warnte der Präsident der
deutschen Bundesärztekammer,
Klaus Reinhardt, ausdrücklich vor
den Folgen der Entscheidung. Er
sprach von einer „Normalisierung
des Suizids“, die Freigabe nähre
die „Erwartungen auf einen regel-
haften Anspruch auf ärztliche Un-
terstützung bei der Selbsttötung“;
ein solcher Anspruch stehe aber
„im eklatanten Widerspruch zur
medizinisch-ethischen Grundhal-
tung der Ärzteschaft“.

Die Befürchtung Reinhardts,
dass sich die Suizidhilfe zu einer
„normalen“ Todesart entwickelt,
scheint sich in Ländern mit „libe-
ralen“ Regelungen immer stärker
zu bestätigen. In Belgien darf man
auch Kinder töten, in den Nieder-
landen werden demente Patienten
auch ohne ihr Verlangen getötet.
Dass angesichts solcher Entwick-
lungen die einschränkenden Vor-
gaben, die das deutsche Verfas-
sungsgericht dem Gesetzgeber er-
möglicht, viel ausrichten werden,
mussman bezweifeln.

Man muss hoffen, dass der
VfGH sich nicht vom deutschen
Beispiel beeinflussen lässt und
einen österreichischen Weg geht.
Den hat Kardinal Franz König for-
muliert: Menschen sollen nicht
„durch die Hand, sondern an der
Hand eines anderen Menschen
sterben“.
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